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An das 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur 
Minoritenplatz 5 
1014 Wien 
 
Betreff: Stellungnahme, betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Israelitengesetz 
1890 geändert wird 
 
Bezug: BMUKK-9.090 / 0009-KA / 2010 
 
 

Stellungnahme 
 
Der Vorstand von Or Chadasch, einer seit 20 Jahren in Wien bestehenden Bewegung für das 
Progressive Judentum (Mitglied der „World Union for Progressive Judaism“ mit zwei Millionen 
Mitgliedern weltweit), nimmt hiermit zum Entwurf eines Bundesgesetzes, betreffend die Regelung 
der äußeren Rechtsverhältnisse der israelitischen Religionsgesellschaft, wie folgt Stellung: 
 

1. Eine Modernisierung der Rechtslage auf diesem Gebiet ist zu begrüßen, zumal die derzeitige 
Rechtslage den rechtlichen und gesellschaftlichen Bedingungen nicht mehr entspricht. 
 

2. Der vorliegende Entwurf wird dem Anspruch, ein modernes und der heutigen 
gesellschaftlichen Position der israelitischen Religionsgesellschaft entsprechendes Gesetz zu 
schaffen, weitgehend gerecht. 

 
3. Wir glauben, dass in der Frage der Vertretung der verschiedenen Traditionen des Judentums 

alle Traditionen zu berücksichtigen sind und wir sind davon überzeugt, dass der vorliegende 
Gesetzesentwurf eine Vertretung des progressiven Judentums im Rahmen der israelitischen 
Religionsgesellschaft sichert.. Es sollten jedoch diesbezüglich keinerlei Zweifel bestehen 
bleiben. Denn es liegt auch im Interesse des Gesetzgebers, zu vermeiden, dass es aufgrund 
einer unklaren Formulierung des Gesetzes zu einem Ausschluss oder einer „Nicht-
Vertretung“ von (bestimmten) bestehenden Traditionen kommt. Daher sollte in § 4 Z 6 oder 
in den entsprechenden Materialien klargestellt werden, dass in der Frage der Vertretung der 
verschiedenen Traditionen des Judentums durch die israelitische Religionsgesellschaft alle 
Traditionen (sowohl orthodoxer als auch progressiver Natur) zu berücksichtigen sind. 

 
   
 
 
 
Dr. med. Theodor Much, Präsident      Wien, den 3. Dezember 2010 
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